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Die Aussage im Titel, Bildung sei das Wichtigste, stammt von Herrn D., einem ehemaligen 

Lehrer und Bürgermeister einer mittelgroßen Marktgemeinde in Tirol. Mit dieser Aussage 

bringt der Interviewpartner seine grundlegende Haltung gegenüber Schule und 

gesellschaftlicher Teilhabe auf den Punkt. Im Interview berichtet ein ehemaliger Lehrer und 

Bürgermeister einer Tiroler Gemeinde über sein langjähriges Engagement für die Gemeinde, 

insbesondere für den Ausbau der Infrastruktur und die Unterstützung von so genannten 

Gastarbeiterfamilien. Seine Erzählung verdeutlicht, wie eng seine berufliche Biografie als 

Lehrer mit seinem politischen Handeln als Bürgermeister verknüpft ist. Bildung erscheint für 

ihn nicht nur als individuelle Chance, sondern als Verantwortung der Gemeinde. 

Im Folgenden wird untersucht, wie er Bildung als Voraussetzung gesellschaftlicher 

Zugehörigkeit konstruiert und welche Ambivalenzen zwischen Integration und der 

Reproduktion von Differenz dabei sichtbar werden. In unseren Überlegungen verbinden wir 

die Interviewaussagen mit Fragen nach Biografie, Zugehörigkeit, Differenz, Othering und 

Machtverhältnissen.  

 

Bildung als biografische Leitidee 

Einzelne Interviewpassagen deuten an, dass die berufliche Biografie des Herrn D. einen 

Einfluss auf seine politische Praxis als Bürgermeister hatte. Seine langjährige Tätigkeit als 

Lehrer scheint seine Wahrnehmung von Bildung und deren gesellschaftliche Bedeutung 

geprägt zu haben. Seine wiederholte Betonung der Schule und ihrer Förderung lässt sich als 

Hinweis darauf interpretieren, dass pädagogische Erfahrungen sein politisches Handeln 

mitstrukturieren, wie etwa im folgenden Interviewabschnitt:  

„Heuer zum Beispiel … finanzieren wir bei der neuen Mittelschule wieder um 800 000 Euro … 

da wird jedes Jahr wieder was gemacht, damit das gut erhalten bleibt, nicht, und dass sich die 

Schüler wohl fühlen und dass alle, alle, da sage ich eben, auch die Migranten und so, dass die, 



 

 

dass das passt und dass die dann mit halbwegs einem guten Zeugnis herauskommen, dass sie 

weiterkommen, nicht. […] Bildung ist das Wichtigste.“1 

Der Interviewte beschreibt zunächst die Investitionen der Gemeinde in die Schule. Inhaltlich 

geht es um die Erhaltung des Gebäudes und um gute Lernbedingungen. Dabei hebt er hervor, 

dass sich die Schüler*innen „wohl fühlen“ sollen. Diese Formulierung lässt sich dahingehend 

interpretieren, dass ein positives und unterstützendes schulisches Umfeld als wichtige 

Voraussetzung für erfolgreiches Lernen verstanden wird. Gute Bildung wird somit nicht 

ausschließlich mit materiellen Ressourcen oder schulischen Leistungen verbunden, sondern 

auch mit einem Lernort, an dem sich Kinder und Jugendliche angenommen fühlen und sich 

entfalten können.  

Zudem betont er in einer weiteren Interviewpassage: 

„[…] dass also die Schüler… halt mehr, mehr vor allen Dingen die Burschen, dass da die Schule 

schon sehr wichtig ist, und dass man ihnen das halt beibringt, nicht, dass die Schule wichtig ist 

[…]“2 

Es ist ihm ein Anliegen, den Stellenwert von Schule auch den Kindern und Jugendlichen zu 

vermitteln. Das kann vor dem Hintergrund verstanden werden, dass Bildung nicht nur von 

Bedeutung für die individuellen Zukunftschancen ist, sondern auch für das Zusammenleben in 

der Gemeinschaft.  

 

Bildung als Voraussetzung gesellschaftlicher Zugehörigkeit 

Auch wenn Zugehörigkeit durch individuelle und oftmals emotional geprägte Erfahrungen 

hergestellt und erlebt wird, werden ihre Möglichkeiten und Grenzen auf institutioneller Ebene 

bestimmt. Die Sozialwissenschaftlerin Nira Yuval-Davis unterscheidet 

Zugehörigkeitsempfinden von Politiken der Zugehörigkeit. Mit zweiterem ist gemeint, dass 

rechtliche, politische und gesellschaftliche Institutionen die Bedingungen strukturieren, unter 

denen Menschen als zugehörig anerkannt oder ausgeschlossen werden. Diskursive 

Grenzziehungen, durch die in „wir“ und „die Anderen“ unterschieden wird, prägen die 

konkreten Lebensrealitäten sowohl von Menschen mit Migrationserfahrungen, von 

 
1 Interview Herr D.: Z. 490 – 497, Herv. d. V. 
2 Ebd.: Z. 136 – 138, Herv. d. V. 



 

 

Menschen, die privat und beruflich mit ihnen zu tun haben, als auch von jenen, die über ihre 

Aufnahme und gesellschaftliche Anerkennung mitentscheiden.3 

Bildung nimmt in Zusammenhang mit Zugehörigkeit eine zentrale Rolle ein. In Österreich 

werden Werte und demokratische Grundprinzipien beispielsweise im Fach „Geschichte und 

Politische Bildung“ vermittelt. Darüber hinaus prägen informelle Lernprozesse Vorstellungen 

darüber, wer als Teil der Gesellschaft gilt und wer nicht, sowie von Heimat, Staat und Sprache 

als Grundlage gesellschaftlicher Teilhabe.  

Zunächst geht es um die Vermittlung und Beherrschung der Sprache, die mehr als einen Zweck 

erfüllen soll: Einerseits ermöglicht sie die Integration von Migrant*innen in die Gesellschaft 

und bildet damit die Grundlage für eine kohärente Gruppe mit den Nicht-Migrant*innen und 

andererseits ist sie die Voraussetzung für eine erfolgreiche Zukunft in der Arbeitswelt.4 Im 

Sinne der Politics of Belonging könnte Sprache auch als Kriterium eingesetzt werden, um 

Grenzen zwischen Zugehörigen und Nicht-Zugehörigen zu ziehen. 

Das Interview legt nahe, dass auch Schüler*innen mit Migrationshintergrund angemessen 

unterstützt werden sollten, damit sie ihre Schullaufbahn mit guten Leistungen abschließen und 

ihren Bildungsweg erfolgreich fortsetzen können. Gleichzeitig bleibt Zugehörigkeit an 

schulische Leistung geknüpft und erscheint somit als etwas, das erworben werden muss. 

Aus dieser Perspektive wird deutlich, dass Bildung nicht nur Integration ermöglicht, sondern 

auch als Instrument gesellschaftlicher Grenzziehungen agieren kann. Zugehörigkeit entsteht 

somit nicht allein durch individuelle Erfahrungen, sondern wird wesentlich durch 

institutionelle Rahmenbedingungen geprägt. 

 

Integration zwischen Chancengleichheit und der Reproduktion von Differenz 

Das Interview verdeutlicht die Ambivalenz politischen Handelns im Kontext von Migration und 

Bildung. In seiner Rolle als Bürgermeister beschreibt Herr D. verschiedene Maßnahmen, mit 

denen die Gemeinde Bildungs- und Betreuungsangebote ausgebaut hat: 

 
3 Vgl. Yuval-Davis, Nira (2006): Belonging and the politics of belonging, Patterns of Prejudice, 40:3, 197-214, DOI: 
10.1080/00313220600769331, S. 199 
4 Vgl. ebd.: S. 211 



 

 

„[…] Und damit haben wir da unten den Hort, den Kinderhort, also Nachmittagsbetreuung, das 

ganze Zeug. Und das nehmen jetzt die Migranten auch fest in Anspruch.“5  

Ebenso betont er – wie schon erwähnt –, dass sich alle Schüler*innen wohl fühlen und auch 

„die Migrant*innen“ mit einem guten Zeugnis ihren Bildungsweg fortsetzen sollen. 

Diese Aussagen lassen erkennen, dass der Interviewte seine politische Verantwortung darin 

sieht, Chancengleichheit zu fördern und Teilhabe für alle Kinder und Jugendliche zu 

ermöglichen. Gleichzeitig werden Menschen mit Migrationshintergrund sprachlich als eigene 

Gruppe hervorgehoben.  

Diese Interviewauszüge machen damit eine grundlegende Spannung sichtbar: Um 

Benachteiligungen wahrzunehmen und gezielt politische Maßnahmen setzen zu können, 

werden Menschen entlang bestimmter Kategorien angesprochen. Gerade diese 

Kategorisierung kann jedoch gesellschaftliche Grenzziehungen und Vorstellungen von 

Zugehörigkeit gleichzeitig reproduzieren. Herr D.s Aussagen verdeutlichen damit, dass 

politisches Engagement für Integration gesellschaftliche Ordnungen, Hierarchien und 

Grenzziehungen oftmals nicht außer Kraft setzt.  Vielmehr zeigt sich, dass auch Akteur*innen 

mit einem erkennbaren Bemühen um Integration in den Widersprüchen 

migrationsgesellschaftlicher Zugehörigkeitsverhältnisse handeln. 

 

Fazit 

Die Interviewpassagen zeigen, wie eng individuelle Biografie, institutionelles Handeln und 

gesellschaftliche Vorstellungen von Zugehörigkeit miteinander verbunden sind. Die 

Erfahrungen des Interviewten als Lehrer prägen seine politische Tätigkeit als Bürgermeister 

und führen zu einem starken Engagement für Bildung als Voraussetzung gesellschaftlicher 

Teilhabe. 

Die theoretische Analyse macht jedoch zugleich deutlich, dass sich integrative Zielsetzungen 

und die Reproduktion gesellschaftlicher Differenz nicht gegenseitig ausschließen. Während der 

Interviewte allen Kindern gleiche Bildungschancen eröffnen möchte, markiert seine Sprache 

Migrant*innen gleichzeitig als besondere Gruppe. Dadurch werden bestehende 

 
5 Interview Herr D.: Z. 458 – 460, Herv. d. V. 



 

 

Grenzziehungen zwischen einer Mehrheitsgesellschaft und „den Anderen“ ungewollt 

fortgeschrieben. 

Die Passagen machen damit eine zentrale Ambivalenz sichtbar: Auch ein auf Teilhabe 

gerichtetes Engagement kann gesellschaftliche Unterscheidungen aufgreifen und bestätigen. 

Die Öffnung von Bildungsangeboten ist ein wichtiger Schritt für Integration, wichtig ist jedoch 

auch eine weiterführende Reflexion darüber, wie Zugehörigkeit und Differenz sprachlich und 

institutionell hergestellt werden. 
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